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Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 1 


Donnerstag, den 7. Auguſt 1862. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 
Kaſſel, 6. Auguſt. Dem Vernehmen nach iſt der Vorſtand des 
v. Stiernberg entlaſſen. Mit dem 
Staatsrath Scheffer werden wegen Eintritts in daſſelbe Unterhand: 
lungen gepflogen. 
Turin, 6. Auguſt. Nach hier eingetroffenen Nachrichten aus 
Palermo hofft man noch immer auf eine friedliche Löfung. Verbreitete 
Grüchte, daß Garibaldi erklärt habe, er werde die Dictatur überneh⸗ 
men, entbehren der Begründung. Palermo iſt vollſtändig ruhig. 
Einige Deputirte von der Linken ſind mit verſöhnlichem Geiſt nach 
Sicillen abgereiſt. 

Paris, 6. Auguſt. Die Abend⸗Journale melden, daß Thouvenel 
heute Abend zurückkehren werde. Der Kaiſer und die Kaiſerin werden 
das diplomatiſche Corps am 15. empfangen. Einem Gerüchte zufolge 
würde der Kaiſer nach Köln gehen, woſelbſt mehrere Souveräne zu⸗ 
ſammentreffen würden. 

London, 6. Auguſt. Mit dem „City of Newyork“ eingetraffene 
Nachrichten aus Newyork vom 26. v. M. melden, daß die ſeeeſſtoniſti⸗ 
ſchen Mitglieder der Municipalität von Baltimore ihre Entlaſſung ein⸗ 
gereicht haben. 

Der offizielle Bericht giebt den Verluſt der Unioniſten in der Schlacht 
bei Richmond auf 16,000 an. . 

Turin, 5. Auguft, Abends. In der heutigen Sitzung der Deputirten⸗ 
kammer legte der Finanzminiſter unter dem Beifall des Hauſes das Budget 
für 1863 vor, Bei der Diskuſſion Betreffs der neapolitaniſchen Eiſenbahnen 
dag die Kammer in Folge eines Vorſchlages der Commiſſion, in eine De⸗ 

atte über einen Vergleich der Projekte Baſtoggi's und Rothſchild's ein, 
welche noch fortdauert. 

In Brescia und Fiete haben populäre Kundgebungen ſtattgefunden; 
es erſcholl der Ruf: „Es lebe Victor Emanuel! Nach dem Kapitol oder Tod!“ 
— In Rom explodirte in dem Bureau des „Oſſervatore Romano“ eine Bombe, 
ohne daß Jemand verletzt worden wäre. 

Nach Berichten aus Neapel ſind der Oberſt Nullo und 24 Freiwillige 
daſelbſt an der Ausſchiffung verhindert worden. Der Dampfer „Cvenement“ 
iſt von Palermo zurückgekommen, wo er, wie zu Neapel, an der Landung von 
100 Freiwilligen verhindert worden war. 

Nach Berichten aus Palermo find geſtern 8 Bataillone und eine Batterie 
nach Corleone abgegangen. Man verſichert, daß 300 Freiwillige die Wal: 
fen niedergelegt hätten. Garibaldi ſoll, ſobald ihm die königl. Proclama⸗ 
mation bekannt geworden, Ficuzza verlaſſen haben. 

Von der römiſchen Grenze wird gemeldet, daß ein Bataillon italieniſcher 
na von Bmen Zuaven unterſtützten Briganten begegnet ſei. Nach⸗ 
dem letztere geſchlagen worden, wurden ſie von den italieniſchen Truppen bis 
in das Gehölz von Caſtro auf päpſtlichem Gebiete verfolgt. Die italieni⸗ 
ſchen Truppen behielten das occupirte Terrain. g 
Nach den neueſten Berichten aus Palermo befindet ſich Garibaldi noch 
immer unterhalb Corleone. Die Truppen haben diejenigen Stellungen be⸗ 
ſetzt, von denen man glaubt, daß Garibaldi ſich ihrer bemächtigen wolle. 
Der Geift der Truppen iſt forldauernd vortrefflich. Man hegt das Ber: 
trauen, daß Alles ohne Anwendung von Gewalt werde beigelegt werden. 

—— ——— 
Preußen 


Eandtags = Verhandlungen. 
33. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (6. Aug.). 
ge Grabow eröffnet die Sitzung um 10% Uhr. Am Miniſtertiſch: 
Graf zur Lippe, v. d. Heydt, Graf Itzenplitz. 
h 5 größere Zahl von Urlaubsgeſuchen iſt eingegangen und wird 
enehmi 
1 Von einem Herrn 9 aus Lauban iſt eine telegraphiſche Depeſche 


9 7 5 in der üblichen Form. — D 
des 


des § 56 des ane über die Preſſe vom 12. Mai 1851 und des weiteren 


mögliche Complicität des Redacteurs. 
Al die Nothwendigkeit, gegen ſich ſelbſt zu zeugen; darum handle es ſich, 
n 


Auf dieſe Weiſe fei die bekannte Theorie von der eidlichen Vernehmung 
des Redakteurs zur Geltung gekommen. Wolle man dies wieder beſeitigen, 
fo würde man den Redakteur wieder vollſtändig verantwortlich machen müſ⸗ 
ſen, dann babe der Staat Jemanden, an den er ji halten könne. So lange 
das aber nicht der Fall ſei, fehle die verantwortliche Perſönlichkeit. Er 

laube, daß ein Redakteur damit nicht zufrieden ſein könne, daß er für jedes 
ergehen in der Preſſe gewiſſermaßen (auf Grund des § 37 des Preß⸗ 
fa mit einer Ordnungsſtrafe gezüchtigt werde, es ſei dies eine Behand⸗ 
Boge welche dem Redakteur ſelbſt nicht angenehm ſein könne. Nach dem 
Vorſchlage der Commiſſion werde thatſächlich ein unverantwortlicher Redak⸗ 


ſich ſchließlich ge der Bf Ausführungen des Commiſſions⸗ Berichts und 


ermitteln. Dies ſei eine Negative des beſtehenden Rechts, und er glaube 
nicht, daß die Staatsregierung ſich in der Lage befinden werde, einem ſol⸗ 
chen Gefegentwurfe ihre Zuſtimmung zu geben. Die Petitionen gingen aber 
von anderen Geſichtspunkten aus, daß nämlich der Redakteur nicht eidlich 
als Zeuge vernommen werden ſolle in Betreff eines dem Preßerzeugniſſe 
vorausgegangenen Vergehens. Dieſe Frage habe mit dem Preßgeſetze nichts 
zu thun; es könne hier von einer Complicität nicht die Rede ſein; es handle 
ſich nur um die Strafbarkeit eines Dritten. Nun liege es auf der Hand, 
daß wenn mittelst der Preſſe die Staatsregierung Kenntniß von einem ver: 
übten Vergehen u. ſ. w. erhalte, fie auch den Weg einſchlagen müſſe, der 
der natürlichſte ſei, den Verbrecher zu ermitteln. Man habe den allgemei: 
nen in der Kriminal⸗Ordnung vorgeſchriebenen Weg eingeſchlagen, und den 
lin ßen eidlich vernommen, und das wolle der Redakteur ſich nicht gefal⸗ 
en laſſen. 

Damit ſolle eine Ausnahmeſtellung geſchaffen werden; der Bericht ſage: 
der öffentliche Ankläger mag ji ſeine Beweiſe anderswo ſuchen. In dieſem 
Satze liege alſo das Anerkenntniß, daß eine ſtrafbare Handlung begangen 
worden ſei. Man ſtoße ſich ferner daran, daß die verantwortliche Verneh⸗ 
mung: ftattfinde, wenn erſt das Vergehen und nicht auch ſchon der Thäter 
beſtimmbar ſei. Habe man aber erſt beſtimmte Perſonen, dann thue auch 
der Zeugenzwang nicht mehr noth. Man komme alſo in das Dilemma, ent: 
weder ſtrafbare Handlungen ſtraffrei zu erklären, oder die Behörde zu zwin⸗ 
gen, andere Mittel anzuwenden, als die bisherigen, um den Thäter zu er⸗ 
mitteln. Damit werde man dem Geſetze nicht die Achtung verſchaffen, die 
es haben müſſe, dabei könne keine Achtung vor den Behörden beſtehen. 
Man werde nicht verlangen, daß die Organe des Staates Mittel ergreifen, 
welche im Geſetze nicht ſanctionirt ſeien. Daß die Regierung auf einen ſol⸗ 
chen Ausbau des preußiſchen Rechtsſtaates nicht eingehen könne, verſtehe ſich 
von ſelbſt und desbalb könne er auch verſichern, daß die Staatsregierung 
auch auf dieſe Seite des Antrages nicht eingehen könne. Schließlich erklärt 
der Miniſter ſich auch gegen das Amendement Leue. . 

Abg. Reichenſperger (Geldern): Er verwahre ſich zunächſt gegen die 
Anſicht, als ob er gegen die freie Preſſe eingenommen ſei. Man konne aber 
der wirklichen, wahren, männlichen Preßfreiheit keinen ſchlimmern Dienft 
thun, als wenn man den Comm⸗Antrag annehme. Zwar habe das, was 
in Betreff der Vernehmung von Redacteuren in der Praxis geſchehen, durch⸗ 
aus nicht feinen Beifall, und halte er auch die beſtehende Geſetzgebung kei⸗ 
neswegs für ſo vollkommen, daß ſie keiner Verbeſſerung fähig ſei; fo ſei 
namentlich die Stellung der Staats⸗Anwaltſchaft auf Grund des § 5 des 
Geſetzes vom 3. Januar 1849 eine ſchieſe; fo ſei es unerhört, daß ſie von 
dem willenloſen Unterſuchungsrichter die Vernehmung von Zeugen erzwin⸗ 
gen könne, wenn derſelbe noch gar keine Ueberzeugung davon habe, daß 
überhaupt eine ſtrafbare Handlung vorliege. Dennoch habe er die entſchie⸗ 
denſten formellen und materiellen Bedenken gegen den Comm. ⸗Antrag, in dem 
er ſelbſt einen Widerſpruch mit der Verfaſſung finde. Seit dem Jahre 1853 
bis in die neueſte Zeit habe ſich bei dem Ober⸗Tribunal und zwar bei bei⸗ 
den Abtheilungen des Strafſenats eine conſtante Praxis gebildet, mit der 
die Auffaſſung der Comm. in Widerſpruch ſtehe, und es ſei ihm zweifelhaft, 
ob pieſelbe recht daran gethan, an manchen Stellen das Lob der Charakter⸗ 
ſtärke in Bezug auf einen Redakteur auszuſprechen, der ſich durch Verweige⸗ 
rung ſeines Zeugniſſes mit dieſer Rechtſprechung des Tribunals in Wider⸗ 
ſpruch geſetzt habe. Die Comm. wolle die Zeugenpflicht in Unterſuchungen 
gegen die Preſſe nicht ſtattgeben, obwohl ſie doch zugeben müſſe, daß es 
3 und Preß verbrechen gebe, und in vielen Fällen der einzige 

eweis gerade in der Vernehmung der Redacteure u. ſ. w. liege. 

In manchen Fällen ſei die Beſtrafung des Redacteurs geradezu undenk⸗ 
bar, er könne gar nicht verantwortlich gemacht werden, wenn auch die ſchwerſte 
Beleidigung ꝛc. vorliege: bei fälſchlichen Heirathsanzeigen, Wohnungsverän⸗ 
derungen, Warnung vor Creditgeben. Ein derartiger Fall liege auch in 
Betreff der neulich in der „Gartenlaube“ enthaltenen Novelle über den Un⸗ 
tergang der „Amazone“ vor. Die Commiſſion meine nun, die in Art. 27 
der Verfaſſung garantirte Preßfreiheit könne nur noch aufrecht erhalten wer⸗ 
den, wenn die a er geſchützt ſei. Das folge aber aus dieſem Artikel, 
welcher nur die Aufhebung der bis dahin beſtandenen Beſchränkungen der 
Preßfreiheit bezwecke, keineswegs. Wenn darin geſagt ſei: „jeder Preuße 
hat das Recht, durch Druck, Wort, Schriftz ꝛc. ſeine Meinung zu äußern“, 
ſo liege darin nicht, daß Jeder ſeine Meinung, ſondern daß nur jeder 
Preuße ſeine, und auch nur ſeine Meinung äußern dürfe: es folge dar⸗ 
aus alſo vielmehr das Gegentheil der behaupteten Anonymität: jeder Preuße 
müſſe ſeine Meinung auch vertreten. Wenn die Commiſſion den Satz als 
allgemein anerkannt hinſtelle, das Princip der Anonymität ſei die Bedin⸗ 
gung der freien Preſſe, ſo ſei ihm wenigſtens ein ſolcher Satz ganz unbe⸗ 
kannt; derſelbe widerſpreche auch der in Deutſchland und andern Ländern 
herrſchenden und namentlich in Frankreich in dem Geſetze vom Jahre 1850 
ausgeſprochenen ſtagts rechtlichen Anſchauung. Das Correlat jeder Freiheit 
ſei die Verantwortlichkeit. Je leichter der Mißbrauch, um ſo ſtärker müſſe 
die Garantie fein, Man dürfe auch nicht die Beamten bei der Verletzung 
von Geheimniſſen ſchützen; das ſtehe im Widerſpruch mit den Grundſätzen 
des Rechtsſtaats. Der Schwerpunkt der ganzen Frage liege darin, daß die 
Commiſſion die Freiheit der Preſſe mit der Strafloſigkeit derſelben 
verwechſelt habe. Denn Straflojigteit, ſei es, wenn die Möglichkeit des Be⸗ 
weiſes abgeſchnitten werde. Wenn die Heerſtraße des Gewerbes vor Frei⸗ 
beutern ſicher geſtellt ſei, fo könne die Heerſtraße des Gedankens nicht frei⸗ 
gegeben werden. Art. 28 der Verfaſſung unterwerfe die Preßvergehen nur 
dem allgemeinen Strafgeſetz, §§ 34—37 des Strafgeſetzes enthalte keine Aus⸗ 
nahme davon, fie ſtatuire keine ſtrafrechtliche Theilnahme ſondern verhänge 
nur Ordnungsſtrafen gegen nachläſſige Redacteure. — Der Redner wendet 


bittet im Intere reſſe, der Freiheit und Sicherheit Aller, den Com⸗ 
miſſionsantrag abzulehnen. 

ME Dr. John (Labiau): Es ſei nicht richtig, wenn ein Geſetzgeber 
einen Geſetzenkwurf für ſich allein in's Auge faſſe; es ſei nothwendig, daß 
man den allgemeinen Rechtsſtand mit betrachte. Die Fehler, welche er gegen 
die beſtebenden Geſetze geltend zu machen habe, lägen in der Zeugenpflicht. 
Es ſei abnorm, daß Jemand zum zeugniß gezwungen werden könne, bevor 
eine Perſon vorhanden ſei, gegen welche er ausſagen ſolle. Es ſei eine aufs 
fallende Erſcheinung, daß erſt in der neueſten Zeit Fälle vorgekommen ſeien, 
daß Jemand fein Zeugniß verweigert babe. In feinem Falle aber habe 
Jemand fein Zeugniß verweigert, wo es ſich um Diebstahl oder Mord, ſon⸗ 
dern meiſt nur in Fällen, wo es ſich um Verletzung des Amtsgeheimniſſes 
handelte. Dies ſei zu beachten. In einer Zeit, wo die Oeffentlichkeit des 
Staatslebens durch das conſtitutionelle Prinzip bedingt ſei, wo die Geſetz⸗ 
gebung öffentlich ſei, da könne die Verwaltung auch nicht länger ihre demo⸗ 
kratiſche Heimlichteit bewahren. Man ſpreche von Privilegien der Preſſe, 
aber das feien privilegia odiosa, Die Conceſſionirung werde wohl durch die 
Gewerbe⸗Ordnung erledigt werden; die geforderte Stellung der Caution 71 
aber annehmen, daß man vorausſetze, es werde durch die Preſſe jedenfalls 
ein Vergehen begangen werden, und dann müſſe das Erecutionsobject ge: 
ſichert werden. Hier heiße es aljo: Quisque praesumtus malus, Die Cenſur 
ferner ſei zwar ab edu aber in dem Verfahren bei Preßbeſchlagnahmen 
eriftire ſie noch. Gedruckt freilich könne werden, aber geleſen nicht eher, als 
bis die Polizei ihte Bewilligung dazu gegeben. Die Fehler der Geſetzgebung 
müfjen über kurz oder lang bejeitigt werden, und dann ſei der vorliegende 
Geſetzentwurf überflüffig; er habe alſo nur den Charakter eines Proviſo⸗ 
riums. Möglich ſei es, daß der Geſetzentwurf einmal Schaden bringen 
könne, allein dieſer Schaden ſtehe in keinem Verhältniß zu dem Nutzen, den 


ler ſchaffe. Der Gefegentwurf ſolle die Anonymität ſchützen, aber keinesweges 


jedes Vergeben ſtraflos machen. Wolle man die Anonymität nicht aner⸗ 
kennen, ſo komme man ſchließlich auf das franzöſiſche Geſetz, welches die 
Autor⸗Unterſchrift überall vorſchreibt; allein das Preßgeſetz erkenne ſchon die 
da e dadurch an, daß es einen verantwortlichen Redacteur geſchaffen 
abe. 
ür das Amendement Oppermann. 8 5 
Abg. Plaßmann: Der Vorredner ſei für die Oeffentlichkeit im Allge⸗ 
meinen, nur für die Preſſe wolle er Heimlichkeit. Der Zeugenzwang ſei ein 
Mittel für die Unterfuchung, gleichwie die Hausſuchung; die letztere ſei oft 
noch ein weit ſchärſeres Mittel. Der Commiſſionsantrag wolle eine Ord⸗ 
nungsſtrafe einſchieben, um eine Klaſſe von Perſonen ihrer Zeugenpflicht zu 


teur geſchaffen, und es fehle jedes Mittel, den Urheber eines Vergehens zu 


dem Geſetze nicht zuſtimmen. 


dabei berückſichtigen, 
gangen bat; 

maßen fingirt, 
er überzeugt ſei, 
Geſetzentwurf knüpfe ſich geſchäftsordnungswidrig an eine Petition. 
würde wohl eine Beſchränkung der Zeugenpflicht eintreten laſſen können, 
allein der Geſetzentwurf, den die Commiſſion vorgelegt habe, ſei eine völlige 
Unmöglichkeit, er würde den bisherigen geſetzlichen Zuſtand in einen völlig 
geſetzwidrigen umſchaffen. . 


der Staat ein Intereſſe an der Oeffentlichkeit habe. 
kannten Briefe des Finanzminiſters der Fall geweſen. 
habe es ſich um Staaksintereſſen gehandelt; I 
an ber Rande und das Intereſſe des Staates ſei das Intereſſe 
der Preſſe. e 

den betreffenden Beamten rechtfertigen. Aber wir baben ein Recht, die Wahr⸗ 
heit zu erfahren; wir ſind für unſere Abſtimmungen der Welt gegenüber 
verantwortlich und haben alſo ein Recht auf volle Information. 


pretation der SS 34 u. ſ. w. des Preßgeſetzes ein. 
nahme nach allgemeinen ſtrafrechtlichen Grundſätzen im Gegenſatz zu den 
Fällen der SS 35—37, in denen abweicheno davon noch eine beſondere ſtraf⸗ 
bare Theilnahme für einzelne Fälle ſtatuirt werde, wie dem das Preßgeſetz an 
ſich nur eine Ausnahme des allegirten Art. 28 der Verfaſſung ſei. 
dieſer richtigen Auslegung ſtehe aber der Entwurf mit ſeinem Amendement 
vollkommen im Einklang. Nach feiner Auffaſſung habe die Preſſe allerdings 
ein Recht auf Anonymität, ſie ſei ihr bereits im Art. 28 der Verfaſſung 


der für den Inhalt des Preßerzeugniſſes verantwortlich iſt. 


Amtsgeheimniß ſtreng aufrecht erhalten werden müſſe. 


Der Redner erklärt ſich demnächſt gegen das Amendement Leue und |. 


entbinden. Es könne ſich dabei auch um Landesverrath und Hochverrath 
handeln, um Verbrechen, auf die 10⸗ und mehrjährige Zuchthausſtrafe ſtehe. 
Der Redakteur ſolle die Ausſage darüber verweigern können und da könne 
ihn hoͤchſtens eine Geldſtrafe bis zu 1000 Thlr. treffen. Deshalb könne er 
Sollte aber der Redakteur die volle Verant⸗ 
wortlichkeit für jeden Artikel übernehmen können, jo werde der Richter immer 
daß er Jemand beſtrafe, der das Verbrechen nicht be⸗ 
es werde dadurch die Beſtrafung des Verbrechens gewiſſer⸗ 
denn der Richter müſſe in ſolchem Falle oft ſtrafen, obwohl 
er habe den Verbrecher nicht vor ſich. Der 9 

an 


Abg. Oppermann: Der Rechtszuſtand würde nicht leiden durch An⸗ 


nahme des gegenwärtigen Geſetzes, wenn auch angeſichts des bereits vorlie⸗ 
genden Urtheils des Herrenhauſes darüber und bei den Aeußerungen des 
Hrn. Juſtizminiſters nicht an ein Inslebentreten des Geſetzes zu denken ſei. 
Dennoch ſei die Behandlung 
ſeien entgegenſtehende Meinungen noch zu bekämpfen und im Falle des inſter⸗ 
burger Redacteurs Hagen ſei die Frage eine brennende. 
gemeinſames Intereſſe vor, 
Man brauche nicht die Beſorgniß zu haben, 
eine Ausnahme für die Redacteure geſchaffen werden ſolle; 
lediglich um eine Rechtsfrage. Die Staatsregierung hätte anerlennen ſollen, 
daß die Preſſe ſelbſt dieſe Angelegenheit geregelt wiſſen wolle. Das Amts⸗ 
geheimniß ſei nicht ein 
Staates, und der Staatsanwalt müſſe in jedem Falle prüfen, ob es ſich um 
Veröffentlichung von Amtsgeheimniſſen handle, die wirklich im Intereſſe des 
Staates lägen. 
aber in der That ein eigenthümliches. Erſt werde der Redacteur über das 
Manuſtript vernommen und Hausſuchung bei ihm gehalten, er alſo verant⸗ 
wortlich gemacht; d di { 
Die Verfügungen des Obertribunals, welche dies Verfahren billigen, ſeien 
rechtlich unhaltbar, insbeſondere auch in jenem, von dem Referenten erwähn⸗ 
ten Fall einer bernburger Requiſition. — Das Amtsgeheimniß ſei im In⸗ 


der Sache nicht fruchtlos. Im Hauſe ſelber 


Es liege hier ein 
denn das Intereſſe der Preſſe ſei gemeinſam. 
daß der Rechtsſtaat leide, daß 
es handle ſich 


Recht des Beamtenthums, ſondern ein Recht des 
Das Verfahren, welches man in der Praxis beobachtet, ſei 


einige Stunden ſpäter werde er als Zeuge vernommen. 


2 


tereſſe des Staates, allein es handle ſich dabei wiederum um die Frage, ob 
Dies ſei bei dem be⸗ 
In dieſem Briefe 
der Staat habe ein Intereſſe 


Damit wolle er keinesweges die Veruntreuung des Brieſes durch 


Wenn, was kaum möglich, der Geſetzentwurf der Commiſſion mit einem 


Amendement angenommen würde, wie käme da die Sache zu ſtehen? Es 


würde nichts weiter anerkannt, als was bereits im Preßgeſetz ſteht. Die 
hier von einer Seite gegebene Auslegung ſtehe der allgemeinen Auffaſſung 
ſchnurſtracks entgegen. — Der Redner geht nun nehr auf eine ſpezielle Inter⸗ 
§ 34 ſpreche von Theil⸗ 


Mit 


gewährt. Die Auslegung des Abgeordneten für Geldern ſei nicht richtig: 
„jeder Preuße“ im Art. 27 ſei in dem Sinne gebraucht, wie der Ausdruck 
„jeder Preuße“ in der Verfaſſung überhaupt. „Jedermann hat das 
Recht“ ꝛc. Das Preßgeſetz könne nur den Zweck haben, nn en de 

ie von dem 


Geſetzentwurf gefürchteten Gefahren ſeien in keinem Falle vorhanden. Man 


müſſe von dem Intereſſe der Preſſe ausgehen, die ein Intereſſe des Staats 
iſt. Ohne die Anonymität verfehle die Preſſe ihre Aufgabe. 


(Bravo.) 
Der beantragte Schluß der Diskuſſion wird abgelehnt. 
Abg. Leue (Salzwedel) zur Vertheidigung ſeines Amendements: Den 


beſten Theil der Ausführungen hätten die Vorredner, welche gegen den An⸗ 
trag geſprochen, weggenommen. e : { 
Aunonymität. Die Commiſſion habe die Redacteure in eine Linie geſtellt 


Der Kern der Sache ſei der Schutz der 


mit Abgeordneten, Beichtigern ꝛc., und wie unzutreffend der Vergleich ſei, 


das habe Abg. Reichenſperger nachgewieſen. Die Redacteure müßten nach 
den allgemeinen ſtrafrechtlichen Grundſätzen behandelt werden. Es ſei wahr, 


die Vorſchriften des Disciplinargeſetzes über die Amtsgeheimniſſe ſtammten 


aus einer Zeit, wo die Bureaukratie noch wie eine Vorſehung über den Be⸗ 


amten waltete, und die Beſeitigung dieſer Geheimnißthuerei ſei im allge⸗ 


meinen Intereſſe erwünſcht und auch ſchon durch die Oeffentlichkeit eingette⸗ 


Nichts deſtoweniger könnten dennoch Fälle eintreten, in denen das 
) Weil aber die Zei⸗ 
tungs⸗Redacteure ſtets in Fällen, in denen ein Vergehen vorliege, ein eige⸗ 


ten. 


nes Vergehen begangen halten, deshalb halte er die Zwangspflicht derſelben 


wu zeugeneidlichen Ausfage nicht für gerechtfertigt, und dies ſei der erſte 


heil ſeines Amendements. Der zweite Theil deſſelben wolle die Zwangs⸗ 


pflicht fo lange ausſchließen, bis ein beſtimmter Angeſchuldigter und ein be⸗ 
ſtimmtes Vergehen in Disciplinarſachen vorliege. 
ren ſtehe das ehrengerichtliche Verfahren gleich. Eine allgemeine friedliche 
Löſung zwiſchen der allgemeinen ſtaatsbürgerlichen Pflicht und dem Intereſſe 
der Preſſe an der Anonymität werde nicht herbeigeführt werden konnen, 


Dem Disciplinar⸗Verfah⸗ 


allein ſein Amendement werde den Zuſtand um Vieles beſſern und weiteres 
könne überhaupt nicht gewünſcht werden. ; 
 (Minifter o. Roon iſt während der vorigen Rede eingetreten; zieht ſich 
jedoch bald wieder zurück.) 

Abg. Dr. Faucher: Es liege im Intereſſe der Regierung, dem jetzigen 
Verfahren ein Ende zu machen; ſonſt könne es kommen, daß die Preſſe ihr 
jetziges Verfahren ändre. Bisher habe ſie nur Mittheilungen mit Namens⸗ 
Unterſchrift aufgenommen, anonyme Zuſendungen aber zurückgewieſen. 
Durch fortgeſetzte Anwendung des Denunciationszwanges werde die Preſſe 
dahin gebracht werden, von dieſem Prinzip abzugehen und jede anonyme 
Zuſendung aufnehmen. Dadurch würde die Gefahr des Verraths von 
Staatsgeheimniſſen erſt recht ſteigen. Noch gefährlicher ſei die Eventualität, 
daß derartige Mittheilungen der auswärtigen ae zugeſendet würden, 
auf welche die inländiſchen Gerichte gar leine Macht hätten. Er erinnere 
an den londoner „Herrmann“ und deſſen Correſpondenzen. — Der Com⸗ 
miſſions⸗Vorſchlag enthalte eigentlich nur eine authentiſche Interpretation 
des beſtehenden Geſetzes. re; 

Abg. v. Binde hen beginnt mit einem Lobe des Abg. für Gel⸗ 
dern, der die autoritative Wirkung der für den Geſetzentwurf vorgebrachten 
Aeußerungen vernichtet habe. Beſonders dankbar ſei er dem Redner für 
feine energiſche Vertheidigung des Obertribunals, denn es ſchmerze ihn ſe⸗ 
desmal tief, wenn von den Entſcheidungen des höchſten preußiſchen Gerichts⸗ 
bofes in der Weile geſprochen werde, wie das hier und auch im Commiſ⸗ 
ſionsberichte geſchehen, der gar die Widerſetzlichkeit des ee Redak⸗ 
teurs gegen dieſen böchſten Gerichtshof als beſondere Mannhaſtigkeit geprie⸗ 
ſen habe. Die Anonymität ſolle alſo zu einem Grundrechte des preußiſchen 
Voltes gemacht werden, während man bisher geglaubt habe, der „Muth 
einer Meinung“ müſſe auch der Muth fein, fie überall zu vertreten. Und 
dies ſei doch befonders denen nöthig, die öffentliche Wirksamkeit anſtrebten! 
Man babe in der früheren Diskuſſion Schlözer als Beiſpiel für die Anony: 
mität angeführt, aber hatte man in der Zeit des Reichskammergerichts die 
Garantien des Rechts, wie beute? Hier könne man doch Beiſpiele, wie die 
uniusbriefe, nicht mehr anführen. Er wolle die Wirkungen der Veröffent⸗ 
lichung des Heydtſchen Brieſes nicht ſchmälern, aber könne die Verun⸗ 
treuung, die dabei obgewaltet, doch damit nicht a he Der Troſt, daß 
die Preſſe zur Aufnahme von Berichtungen verpflichtet jei, reiche nicht aus. 
Eine Zeitungsredaktion ſei auch durch die Nennung der Namen der Einſen⸗ 
der nicht immer geſichert, wie das die Moftifitation der „Voſſiſchen Zig.“ 
mit der Nachricht von einer danziger Ueberſchwemmung beweiſe. Die Ang 


| 
| 
1 
1 


Damit ſei es ähnlich, 


trag findet hinreichende Unterjtügung und man geht nach längerer Debatte 


nymität ſei höchſtens ein nothwendiges Uebel, aber daſſelbe dürfe nicht wei⸗ 
ter ausgedehnt werden, am wenigſten auf ſtrafrechtliches Gebiet hinüber. 
Man habe den Bruch der Amtsverſchwiegenheit hier beſonders betont, als 
wolle man überhaupt kein Amtsgeheimniß mehr. Die Analogie mit Oeffent⸗ 
lichkeit der Juſtiz erkenne er nicht an und gebe zu erwägen, ob Oeffentlich⸗ 
keit der Verwaltung auch da, wo ſie den entſchiedenſten Nachtheil dem Aus⸗ 
lande gegenüber erzeuge, gerechtfertigt werden ſolle. Er gebe zu, daß man 
der bloßen Neugier bei Unterſuchungen der fraglichen Art, zumal der Neu⸗ 
giet ausländiſcher Behörden Schranken ſetzen könnte, aber er wiſſe nicht, in 
welcher Weiſe dies formulirt werden könne, und würde alſo höchſtens dafür 
ſtimmen, daß die Vorlage zu nochmaliger Erwägung in Bezug auf dieſe letz⸗ 
ten beiden Geſichtspunkte führen möge, und würde deshalb die Ueberweiſung 
der betreffenden Petitionen an die Regierung beantragen. 8 

Abg. Dr. Gneiſt: Der lebhafte Widerſpruch gegen den Commiſſions⸗ 
Antrag hat einen ſehr ehrenwerthen Grund: unſere Abneigung gegen Aus⸗ 
nahmegeſetze. Es handelt ſich aber hier um eine nothwendige Ausnahme 
von der allgemeinen Zeugenpflicht, wie es deren in Gemäßheit unſerer eri⸗ 
minalrechtsgeſchichtlichen Entwickelung bereits eine ganze Anzahl giebt für 
die verſchiedenſten Fälle der Colliſton von Vertrauensberhältniſſen mit der 
allgemeinen Zeugenpflicht. Jetzt handelt es ſich darum, ob in dem relativ 
neuen Inſtitut der Preſſe das Bedürſniß einer neuen Ausnahme gegeben iſt. 
An der Spitze der Zeitung ſteht der Name des Redakteurs; von anonymen 
Mittheilungen kann alſo hier eigentlich nicht die Rede ſein; es fragt ſich, 
ob ein Vertrauensverhältniß zwiſchen dem Redakteur und ſeinen Correſpon⸗ 
denten vorliegt und anerkannt werden muß. Dieſe Frage iſt zu bejahen. 
Anderenfalls wird ſich ein vollſtändiger Organismus zur Umgehung der ge⸗ 
ſetzlichen Vorſchriften ausbilden und die Preſſe ſelbſt dadurch wahrlich nicht 
beſſer werden. Es handelt ſich um eine Anomalie; unſere ganze Preßgeſetz⸗ 
gebung iſt aber eine Anomalie, z. B. die weit über die gewöhnliche Norm 
der ſtrafbaren Theilnahme hinausgehende Verantwortlichkeit des Redakteurs 
in § 37 des Preßgeſetzes. Die Tragweite dieſer neuen Ausnahme iſt lange 
nicht ſo groß, als hier dargeſtellt worden. Schon jetzt kommt man in vielen 
Fade nicht weiter, als bis zur Vorlegung eines Briefes, eines Schrift: 
tüdes, wovon das Wohl und Wehe des Criminalbeweiſes nicht abhängt. 
Der Redner vertheidigt endlich den Commiſſions⸗Bericht gegen die verſchie⸗ 
denen Angriffe der Vorredner und ſchließt mit der Empfehlung des Com⸗ 
miſſions⸗Antrages und der Aufforderung, die bei allen derartigen Geſetzen 
geſchehen müſſe, zu erwägen, welcher Zuſtand den Vorzug verdiene, der 
unſichere beſtehende, zur Umgehung des Geſetzes herausfordernde, oder der 
durch den Commiſſions⸗Antrag herbeizuführende, geſicherte Zuſtand (Bravo). 

Abg. Dr. Becker: Dem Abg. v. Vincke wolle er erwidern, daß Recht 
doch Recht bleiben müſſe. Es handle ſich in dem vorliegenden Falle um 
kein Privilegium für die Preſſe, ſondern nur um Schutz der Preſſe gegen die 
Bureaukratie. Die Zeitungen würden, wenn der jetzige Zuſtand fortdauere, 
ſämmtliche Militärperſonen von der Theilnahme ausſchließen müſſen. Unzu⸗ 
träglichkeiten würden vorkommen; ein Radicalmittel ſei aber nur die Her: 
ſtellung der Schwurgerichte auch für Preßvergehen und Preßverbrechen. 
Dies liege aber nicht vor und empfehle er deshalb den Commiſſions⸗Antrag 
mit dem Amendement Oppermann und dem ſeinigen. 

Die Discuſſion iſt geſchloſſen, da weitere Redner ſich nicht gemeldet. Es 
folgen perſönliche Bemerkungen. 

Abg. Reichenſperger: Er habe gegen die Charakteriſirung des inſter⸗ 
burger Redakteurs im Commiſſions⸗Berichte nur deshalb proteſtirt, weil 
das Urtheil der Juſtiz⸗Cammiſſion zugleich als Aeußerung des Hauſes 


gelten könne. 


Abg. Faucher: Der Abgeordnete für Stargard habe für ſeine Ausſüh⸗ 
rungen gegen den Bericht nur ein Beiſpiel anführen können und dies no 
unrichtig. Zur Ehre der Zeitung müſſe er berichtigen, daß es nicht die 
„Voſſiſche“ ſondern die „Spenerſche Zeitung“ geweſen, der eine Myſtifika⸗ 
lion aus Danzig widerfahren. 

Berichterſtatter Waldeck: Redakteur Hagen habe ſich nicht, wie Vincke 
bemerkt, dem Befehl des Obertribunals widerſetzt. Das könne Niemanden 
die Ablegung eines Zeugniſſes befehlen, ſondern nur Verfügung erlaſſen. 
Der Ausdruck „ſtandhaft“ im Bericht paſſe vollkommen auf Hagen, der wie ein 
Ehrenmann, nicht fein Wort brechen wolle und für feine Ueberzeugung einſtehe. 
(Bravo.) Nicht um ein Privilegium für den Beamten, der das Amtsgeheim⸗ 
niß verletze, handle es ſich, ſondern um eine innere Nothwendigkeit der Preſſe. 
Und das ſei nicht, wie der Juſtizminiſter meine, anders geworden dadurch, 
daß die zweite Kammer den betr. Paſſus des Preßgeſetzes, welcher die Ver⸗ 
antwortlichkeit des Redakteurs unbedingt ausſprach, anders gefaßt habe. 
Der Redakteur biete durch ſeine Verantwortlichkeit Garantie genug und der 
Staat müſſe fie reſpektiren im Intereſſe des Rechts. Die Preſſe ſei öffent⸗ 
lich, daraus folge aber nicht, daß auch alle Quellen derſelben öffentlich ſeien. 
uli. die mit der Oeffentlichkeit des allgemeinen Stimm⸗ 
rechts. Das ſei eine Oeffentlichkeit, welche Diejenigen wünſchten, die den 
freien Staat vernichten wollten mit den Formen des freien Staates. (Bei⸗ 
fall.) Die Oeffentlichkeit der Wahlen ſei eine Oeffentlichkeit, welche verthei⸗ 
digt werde, um die Zwecke der Oeffentlichkeit zu vernichten. Die Preſſe ſei 
ein Inſtitut, welches nothwendig ſei für alle Völker, welche freie Inſtitutio⸗ 
nen hätten, und wer der Preſſe die Wurzeln abſchneide, der arbeite nicht an 
der verfaſſungsmäßigen Freiheit. (Beifall.) 

Gegen die große principielle Rückſicht, die hier obwalte, müſſen die gel⸗ 
tend gemachten Nebenanſichten ſchwinden, um ſo mehr, als die indirecten 
Angriffe gegen die Preſſe, die mit höchſt überflüſſiger Verfolgung derſelben 
Hand in Hand gingen, immer häufiger würden. — Wenn in der Verfaſſung 
von „Preußen“ die Rede, fo ſei dies der Fall, weil die Verfaſſung eben für 
„Preußen“ gegeben, die Freiheit der Preſſe gehe aber viel weiter. Der Com⸗ 
miſſionsantrag wäre überflüſſig, wenn wir ein ordentliches Strafverfahren 
hätten, das ſei aber von dieſem Miniſterium eben jo wenig zu erwarten, 
wie ein ordentliches Gemeindegeſetz ꝛc. Er empfehle die Annahme des Com⸗ 
miſſionsautrages, event, mit der Oppermannſchen Faſſungsänderung. — 
Abg. Reichenſperger (Geldern): Der Referent habe geſprochen von denen, 
die den freien Staat durch die Form der Freiheit ruiniren wollten. Er ſetze 
voraus, daß der Referent ihn (Redner) nicht damit gemeint habe, da ſonſt 
der Präſident denſelben zur Ordnung gerufen haben würde; er würde es 
ſonſt auch unter feiner Würde gehalten haben, eine ſolche Bemerkung zurüd: 
zuweiſen. — Der Präſident erklärt, daß der Abg. Waldeck den Redner 
nicht gemeint habe. — Abg. Waldeck: Wenn er für ſich oder für die Com⸗ 
miſſion Gelegenheit hätte nehmen wollen, gegen die Abg. Reichenſperger und 
Plaßmann perfönlihe Angriffe zu richten, jo würden ihm die Reden derſel⸗ 
ben hinlänglich Gelegenheit dazu geboten haben, er verzichte aber gänzlich 
darauf (Beifall). x 

Von dem Abg. v. Binde ift feiner Ankündigung gemäß der Antrag 
eingebracht worden, die Petitionen wegen Deklaration des § 56 des Preß⸗ 
geſetzes der Staatsregierung zur Berückſichtigung zu überweiſen. Der An⸗ 


über die Reihenfolge der Anträge, zunächſt zur Abſtimmung über dieſen 
letzteren. Der Antrag v. Vincke, für den nur die Fraction Vincke, v. Rönne 
und Reichenſperger ſtimmen, wird abgelehnt. . 

ür das Amendement Leue ſtimmen nur einige Mitglieder der Fraction 
Bockum⸗Dolffs, für das Amendement Oppermann die Fortſchrittspartei 
und ein Theil der Fraction Bockum⸗Dolffs, dieſer iſt angenommen und 
mit ihm demnächſt der Geſetzentwurf. 

Derſelbe lautet alſo: „Drucker, Verleger, Commiſſionsverleger und Re⸗ 
dakteure dürfen nicht durch Zwangsmaßregeln angehalten werden, über die 
Verfaſſer oder Herausgeber von Druckſchriften, Artikeln oder Inſeraten, 
ee den Urſprung der in ſolchen enthaltenen Mittheilungen Zeugniß 
abzulegen.“ 4 

Der Ruf nach Vertagung wird laut, der Präſident giebt ihm ſtatt. 

Schluß 3% Uhr. Nächſte Sitzung Sonnabend 9 Uhr. Tagesord⸗ 
nung: Budgetbericht über Etats der Münze u. |. w. Nachtragsbericht 
über das Paßgeſetz und Bericht wegen Reviſion des Geſetzes von 1814, bes 
treffend das Grundſteuerkataſter, endlich Petitionsberichte. 


Berlin, 6. Aug. [Amtliches.] Se. M. der König haben allergnä⸗ 
digſt geruht: Dem kaiſ. franzöſiſchen Geſandten zu Berlin, Fürſten de la 
Tour d Auvergne das Großkreuz des rothen Adler⸗Ordens, dem kaiſerl. 
ſranzöſiſchen bevollmächtigten Miniſter de Clercg den rothen Adler⸗Orden 
1, Klaſſe und dem, dem kai). franzöſiſchen Miniſterium der auswärtigen An⸗ 
gelegenheiten attachirten Wilhelm de Clermont den königl. Kronen⸗Orden 
4. Klaſſe zu verleihen; die von der Akademie der Wiſſenſchaften in Berlin 
getroffenen Wahlen des Fürſten Balthaſar Bon⸗Compagni in Rom und 
des Staats⸗Miniſters a. D. Dr. v. Bethmann⸗Hollweg zu Ehrenmit⸗ 
rn der Akademie zu betätigen, den Land⸗Dechanten und Pfarrer 
Brocklage zu Warendorff zum Ehrendomherrn an der Kathedralkirche zu 
Münſter zu ernennen; den Kreisgerichts⸗Director Schwede in gleicher 
Eigenſchaft an das Kreisgericht zu Gneſen zu verſetzen; den Regierungs⸗ 
Hauptkaſſen Ober Buchhaltern Phillern zu Magdeburg und Loetz zu 

rankfurt den Charakter als Rechnungs⸗Rath; ſo wie den Charakter als 
Kechnungs⸗Rath den Regierungs⸗Secretären Reuter zu Gumbinnen, Be⸗ 
vendorff zu Danzig. Meyer zu Stralſund, Bergner zu Magdeburg, 
Ulich zu Koblenz, v. Sweidof zu Köln und Lüth zu Aachen, jo wie den 
Charakter als Kanzlei⸗Rath den Regierungs⸗Secretären Reymer zu Königs 


Spanier 44½. 
Neue Ruſſen 93. 


berg und ev. Varendorff zu Arnsberg zu verleihen; und die Wahl des 
Rittergutsbeſitzers, Rittmeiſters a. D. v. Eiſenhart⸗Rothe auf Lietzow 
irector des treptowſchen Landſchafts⸗Departements⸗Collegiums für 


zum 0 
die Dauer von 6 Jahren u beſtätigen. \ 2 

Berlin, 6. Auguſt. Se. Maj. der König haben m e 0. erubt: 
dem Premierlieutenant v. Grimmenftein zu Gräbel im Kreiſe Bolkenhain 


die Erlaubniß zur Anlegung des ihm verliehenen eee 
u ertheilen. St.⸗Anz.) 
l taten Dem Maſchinen⸗Fabrikanten L. Schwartzkopff in Berlin 
iſt unterm 4. Auguſt 1862 ein Patent auf einen durch Zeichnung und Be⸗ 
ſchreibung erläuterten, für neu und eigenthümlich erkannten Univerſal⸗ 
Schraubenſchlüſſel auf fünf Jahre, von jenem Tage an gerechnet und für 
den Umfang des preußiſchen Staates ertheilt worden. 2 

Berlin, 6. Aug. Des Königs Maſeſtät find nach hier einge⸗ 
gangenen Nachrichten heute Morgen in erwünſchtem Wohlſein auf 
Schloß Muskau eingetroffen. Von Sorau aus, wo die Ankunft dem 
Reiſeprogramm gemäß Früh 25 Uhr erfolgte, wurde die Reife nach 
Muskau mittelſt Extrapoſt fortgeſetzt. (S. unten den Art. Muskau). 

Berlin. 6. Auguſt. [Das bei Unterzeichnung des Handelsver⸗ 
trages aufgenommene Protokoll.] Die „Allg. Pr. Z.“ iſt in den 
Stand geſetzt, nachſtehend das Protokoll mitzutheilen, welches bei der am 
2. d. M. hier erfolgten Unterzeichnung der Verträge mit Frankreich zwiſchen 
den beiderſeitigen Bevollmächtigten aufgenommen worden iſt; es lautet: 

„Am 2. Auguſt 1862 ſind die unterzeichneten Bevollmächtigten Sr. Ma⸗ 
jeſtät des Königs von Preußen und Sr. Maj. des Kaiſers der Franzoſen, 
welche mit der Unterhanrlung der am 29. März d. J. von ihnen paraphir⸗ 
ten Verträge und Uebereinkünfte beauftragt waren, zu Berlin im Miniſte⸗ 
rium der auswärtigen Angelegenheiten zuſammengetreten. 

Die Bevollmächtigten Sr. Maj. des Königs von Preußen haben zunächſt 
daran erinnert, daß der Grund, aus welchem man ſich im Monat März d. J. 
darauf beſchränkt habe, die Verträge, Uebereinkünfte und Tarife, in denen 
das Ergebniß der ſeit dem Monat Januar 1861 zwiſchen dem Zollverein 
und Frankreich gepflogenen Verhandlungen über Handel, Schifffahrt und 
ſchriftſtelleriſches Eigenthum niedergelegt iſt, blos zu paraphiren, in dem 
Wunſche ihrer Regierung gelegen habe, dieſe Aktenſtücke vor deren förmlicher 
Unterzeichnung ihren Zollverbündeten zur zuſtimmenden Erklärung vorzulegen. 
Die gedachten Bevollmächtigten haben demnächſt mitgetheilt, daß zwar dem 
Antrage ihrer Regierung auf Ertheilung dieſer zuſtimmenden Erklärung von 
einem Theile der Zollvereins⸗Regierungen noch nicht entſprochen fei, daß aber, 
nachdem ſeit Paraphirung der erwähnten Altenſtücke vier Monate verfloſſen 
ſeien; nachdem die königlich ſächſiſche Regierung, die zum thüringischen Boll: 
und Handelsvereine gehörenden Regierungen, nämlich: die großherzoglich 
ſächſiſche Regierung, die herzoglichen Regierungen von Sachſen⸗ Meiningen, 
Sachſen⸗Altenburg und Sachſen⸗Koburg⸗Gotha, und die fürſtlichen Regie⸗ 
rungen von Schwarzburg⸗Rudolſtadt, Schwarzburg⸗Sondershauſen, Reuß ält. 
und Reuß jüngerer Linie, ſowie die großh. oldenburgiſche Regierung ihre Zuſtim⸗ 
mung zu jenen Attenjtüden erklärt haben und die großherzoglich badiſche 
Regierung dieſelben ihren Ständen mit der Empfehlung zur Annahme vor⸗ 
gelegt babe; nachdem endlich beide Häuſer des preuß. Landtages denſelben 


die Zuſtimmung ertheilt haben, der von den Bevollmächtigten Sr. Majeftät. 


des Kaiſers der Franzoſen ausgeſprochene Antrag begründet ſei, heute zur 
förmlichen Unterzeichnung der vorerwähnten vier Verträge und Ueberein⸗ 
fünfte zu ſchreiten. 3 t 

Nachdem die Original⸗Ausfertigungen der letzteren und ihrer Anlagen 
vorgelegt, verglichen und in allen Punkten mit dem am 29. März d. J. pa⸗ 


ch raphirten Texte übereinſtimmend befunden waren, ſind ſie von den beider⸗ 


ſeitigen Bevollmächtigten unterzeichnet und unterſiegelt worden. 

Es iſt jedoch ausdrücklich erklärt worden und einverſtanden geweſen, 

1) daß der Austauſch der Ratificationen dieſer Verträge und Uebereinkünfte 
erſt dann ſtatifinden wird, wenn ſämmtliche Vereinsregierungen den 
letzteren ihre Zuſtimmung ertheilt haben. Hierbei ſprachen die Bevoll⸗ 
mächtigten Seiner Majeſtät des Kaiſers der ee den dringenden 
Wunſch aus, daß, um die rechtzeitige Ausführung der Verträge zum 
1. Januar 1863 zu ermöglichen, auch auf die Beſchleunigung der Et⸗ 
klärungen der mit ihren Aeußerungen noch rückſtändigen Zollvereins⸗ 
ftaaten hingewirkt werde. 1 ; 

2) daß der in dem Tarife B. zu dem Handelsvertrage für „Spiegelglas, 
geſchliffenes, belegt oder unbelegt, wenn das Stück über 288 preußiſche 
Quadratzoll groß ist“, ſeſtgeſetzte Zollſatz von 3% Sgr. für je 144 Qua⸗ 
dratzoll, bei Gelegenheit des Austauſches der Ratifikationen, in einen 
Zollſatz von 4 Thlrn. für den Centner umgewandelt werden wird, ſofern 
von den betheiligten Vereinsregierungen auf dieſe Umwandlung Werth 
gelegt werden ſollte. ER. i \ 

Hiernächſt wurde das Einverſtändniß der beiderſeitigen Bevollmächtigten 

über die Auffaſſung einiger Beſtimmungen des Handelsvertrages ſeſtge⸗ 

ſtellt wie folgt: 


Verbrauchsſteuern ſind auch die ſtädtiſchen Oktrois mit zu verſtehen. 
2) Die Beſtimmungen des zweiten Abſatzes des Art. 11 ſind nur auf 
Waaren nicht zollvereinsländiſchen Urſprung es zu beziehen. 
3) Unter den im letzten Abſatze des Artikels 25 vorbehaltenen Geſetzen, 
Verordnungen und Reglements ſind auch die in jedem Zollvereinsſtaate 
über die Niederlaſſung von Ausländern beſtehenden Geſetze u. ſ. w. zu 
begreifen, ſo daß namentlich, falls in einem Zollvereinsſtaate die Zu⸗ 
laſſung von Ausländern zum ſtändigen Gewerbebetriebe an die Bedin⸗ 
ung der Aufnahme in den Staatsverband geknüpft iſt, Frankreich für 
Fine Unterthanen auf Grund des Artikels 25 keine Befreiung von den 
desfallſigen Vorſchriften, jo lange dieſelben noch allen anderen Staaten 
gegenüber gelten, beanſpruchen kann. b 
4) Die auf Ausfuhrverbote bezügliche Beſtimmung des Artikels 31 kann 
den aus dem Bundes⸗Verhältniſſe herrührenden Verpflichtungen der zum 
Zollvereine gehörenden deutſchen Bundesſtaaten keinen Eintrag thun. 
Zu Urkund deſſen haben die beiderſeitigen Bevollmächtigten gegenwär⸗ 
tiges Protokoll nach eg Vorleſung, zu Berlin an dem obengenannten 
Tage, Monat und Jahr vollzogen. 75 
— e gez. v. Pommer⸗Eſche. gez. Philippsborn. 
gez. Delbrück. gez. Prince de la Tour d Auvergne. gez. de Clereg.“ 
Vorſtehendes Protokoll iſt von Seiten des Miniſters der auswärtigen 
Angelegenheiten, Grafen v. Bernſtorff, ſämmtlichen Zollvereinsſtaaten mit: 
getheilt worden. Die mit ihren Aeußerungen, noch rückständigen Zollvereins⸗ 
Regierungen ſind wiederholt um ſchleunige Abgabe ihrer Erklärungen er⸗ 
ſucht worden. — Dabei iſt hinſichtlich der Uebergangs⸗Abgabe vom 
Wein ausgeſprochen, daß man preußiſcherſeits, wenn auf dieſem Wege ein 
allſeitiges Einverſtändniß in Betreff der Verträge mit Frankreich ſich use 
chen laſſe, geneigt ſei, die Aufhebung der Uebergangs⸗Abgabe 
vom Wein und der inneren Weinſteuer vorzuſchlagen. 


— — 


125 Muskau 6. Aug. [Aufenthalt Sr. Majeſtät.] Heut 
Morgen 5% Uhr kam Se. Majeſtät der König auf hieſigem Schloſſe 
königl. Hoheit dem 

Das Ausſehen 


des Monarchen ließ, trog der nächtlichen Reiſe, nichts zu wünschen 
übrig und freundlich begrüßte er die harrende, freudig erregte Men⸗ 
Politik, — ſo ſagt man — ſoll hier nicht getrieben wer⸗ 


nur auch das Wetter dazu beitragen, 
zu regnen, und ſo wird wohl heut die große Fahrt durch den Park 
unterbleiben. Morgen Ausflug nach dem Jagdſchloſſe. 

Breslauer Sternwarte - 


6, Aug. 10 U. Abos} 27 8,11 | +13,6 W. 2. Bedeckt. Regen. 
7. Aug. 6 U. Morg.] 27 8,38 | 12,6 W. 1. Heiter. 


Waſſerſtand. 
Breslau, 7. Aug. Denen 135.18. Unterpegel: — F. 9 3. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 
it 6, ea 3 23 Die Rente begann bei ſtarker Nach⸗ 
frage zu 69, hob ſich auf 69, 10 und ſchloß feſt zur Notiz. Conſols von 
Mittags 12. Uhr waren 93% eingetroffen. Schluß⸗Courſe: Zproz. Rente 
69, 05. 4 proz. Rente 97, 80. Zproz. Spanier 47 7. Iproz. Spanier 
44%. Silber⸗Anleihe —. Oeſterr. Staats⸗Ciſenbahn⸗Altien 488. Credit: 
mobilier⸗Aktien 850. Lombard. Eiſendahn⸗Aktien 610. Oeſterreich. Eredit⸗ 
Altien — a 385 
London, 6. August, Nachm 3 Uhr. Silber 61. Conſols 934. Iproz. 
Mexikaner 28%, Sardinier 8444, öproz. Ruſſen 96. 


Wien, 6. Auguſt, Mitt. 12 Uhr 30 Min. Stilles Geſchäft. Sproz. 


1) Unter den im erſten Abſatze des Artikels 8 erwähnten inneren oder 


Metall. 71, 50. 4 proz. Metall. 62, 75. Bank⸗Altien 798. 


196, 80. 1854er L 5. 2 - 
Aktien⸗Cert. 246, 50 Crebitaltien 214, 80. London 127, 10, rg 
94, 60. Paris 50, 25. Gold —, —. Silber -,—. Bögmiſche N ahn 


158, —., Ghendaidiſce Eiſenbahn 283, —. Neue Looſe 130, 60, 
91, 60, a 
a a. M., 6. Auguft, Nachm. 2 Uhr 30 Minuten, Börſe 
anfänglich für öſterreichiſche Effekten günstiger, ſchloß matter. Vollbe⸗ 
zahlte neue Ruſſen 90%—90%. Schluß⸗Courſe: Ludwigshaſen⸗Berbach 
137%. Wiener Wechſel 93%. Darmſtädter Bankaktien 220. Darmſtädter 
ettelbant 249. Sproz. Metall. 54%. 4 proz. Metall. 48%. 1854er 
Lose 70%. Oeſterreich. National⸗Anleihe 64. 1 Staats⸗ 
Eiſenb.⸗Aktien 230. Oeſterr. Bank⸗Antheile 744. Oeſt. Credit⸗ t 
Neueſte öſterr. Anleibe 7244. Oeſterr. Eliſabet⸗Bahn 121. Rhein⸗Na 
Bahn 32%. Mainz⸗Ludwigshaſen Litt. A. 128. 
amburg, 6. Auguſt, Nachm. 3 Uhr 30 Min. Börſe ſehr geſchäftslos. 
Schluß⸗Courſe: National⸗Anl. 45. Defterr. Credit⸗Altien 84. Vereins⸗ 
bank 101% einge 2 7 Rheiniſche 95%. Nordbahn 64%. Diss 
e —, Wien —. Petersburg —. 2 
a Auge Getreivemarkt.] Weizen loco ſtille, ab 
auswärts flau. Roggen loco flau, ab Königsberg Auguſt nur eine Partie 
zu 83 Se 8 Bi 9805 2871, pr. Mai 28%. Kaffee ſehr feſt, 
3000 Sack umgeſetzt. Zink ſtille. 
ee 6. ole e [Baumwolle.] 5000 Ballen Umſaß. — 
Amerikaniſche Baumwolle feſt. 1 
ae 5 5 Getreidemarkt (Schlußbericht). Getreide un⸗ 
verändert. — Regenſchauer. 8 : 
u Amfterdam, 60 Auguſt. Getreidemarkt (Schlußbericht'. Weizen 
und Roggen, loco unverändert, ſtille, nur Terminroggen feſter. Raps 
Herbſt 78% Rüböl Herbſt 45%- 


Berlin, 6. Auguſt. Wir hatten heute nicht nur wieder eine ſehr ſtille 
Börſe, fie war auch empfindlich matter als die geſtrige, ſelbſt als die vorge⸗ 
ſtrige. Der Eindruck der beſſeren pariſer Courſe, der ſich auch in einer wie⸗ 
ner Frühnotirung von 215. 20 für Credit ausſprach, wurde durch die heute 
Früh eingetroffenen Telegramme aufgehoben. Die Bewegung in talien 
wird von der Börſe wieder ernſter genommen, jedenfalls beſtimmt ſie alle 
Theile zur Zurückhaltung. Dio Spekulation verhielt ſich daher faſt r 
und für Comptantgeſchäfte zeigte ſich heute in allen Eiiettengattungen gleich⸗ 
falls nur ſehr ſchwache Neigung, Die Folge war ein etwas verſtärktes, aber 
doch immer nur mäßiges Angebot, namenllich in inländischen ſchweren Eiſen⸗ 
bahnaktien. Auch Geld war ein wenig ſchwieriger, ſelbſt erſte Diskonten 
ließen ſich mit 3% nicht gut anbringen. (B.⸗ u. 9.3.) 


Berliner Börse vom 6. August 1862. 


Div.] Z. 


Fonds- und Geld- Course. 


18610 F. 
Freiw. Staats-Anleihe4½ 10 2½ B. Oberschles. B. 73 ½138½ B. 
Staats-Anl. v. 1850, 52 4100 h. dito 0. 77 5 169% bz. 
dito 54, 55, 56, 57.4½ 102% bz. dito Prior A...| — - — — 
dito 1853) 4 9% G. dito Prior B. — 3½— — — 
dito 1859] 5 108 ½ bz. dito Prior C. un —— 


Staats-Schuld-Sch. ... 3½ 90% bz. dito Prior D. 
dito Prior E... 
dito Prior F.. 


Oppeln-Tarnow. 


Präm.-Anleihe v. 185513121125 ba. u. G. 
Berliner Stadt-Obl. 4 ½ 103, bz. 


— 


Kur- u. Neumärker 93 ½ B. 


— 1 
(Ku: 5 1706 

2 dito dito 1 101½ bz. Prinz-W. (St.-V.) 4 159% B. 

2 |Pommersche — 3 59 bz. Rheinische 4 196% ba. 

3) dito neue 4 101%, br dito (St.) Pr.. — | 4 |102 B. 

2 Posensche. 10 dito Prior . — | 4 19% 8 

S dito +... dito III. Em. . — 4 28 bz 

dito neue Rhein-Nahebahn | — 30%, ba 

Schlesische... 95 6. Ruhrort-Crefeld.| 3716 B- 

2 Kurd u. Neumärker 100% K Starg.- Posener 4 3½ 107 bz. 

3 Pommersche 410% ba Thüringer 6% 1% b. 

2 | Posensehe ....... 4 99 % 6 Wilhelms»Bahn.| — | 4 |561%, bz 

3 4 Preussische ...... 4 |100 bz. dito Prior ....| — | 4 02 8. 

2 | Westt. u. Rhein..| 4 |1001% bz. dito III. Em..| — [4% — — 

Sächsisch 4 . dito Prior St. | — 40 2% 6 

= (Schlesische...... dito dito — 15 — — 

Louisdůor 22 

Goldkronen Preuss. u. ausl. Bank - Actien, 

5 Div. Z. 45 
Ausländische Fonds. 1861 — 

Oesterr. Metall . . 5 156% bz. „K. in. 533 4 |115% 6. 
chen er Fr n.: f et 3450 bz. 
dito neue 100 fl.-L. — |70 etw. ba. u. B. Berl. W.-Gred.-G.| — 5 — ++ 
dito Nat.-Anleihe . 5 |66_bz.u.B. Braunschw. Bank 4 | 4 |82 B. 
dito Bankn. n. Whr. 79% B. Bremer „ 514 103% 6 

Russ.-engl. Anleihe . 5 |94%, bau. G Coburg. CreditA.| 3 | 4 17 @. 
dito 5. Anleihe . 5 8. Darmst. Zettel-B. 9 4 100 bz. u. K. 
dito poln. Sch.-Obl. 4 |83%, @. Darmst. Credb. A. 4 89 4 88%, ba. u. B. 

Poln. Pfandbriefe 4 — - Dess. Creditb. A. — 4 4%, G. 
dito II. 400 bi. 4 181% aus. Dise.-Cm.-Anthl. | 6 | 4 070 ba. 

Poln. Obl. à 500 El. 3 B. Genf. Creditb. A/ — | 4 46½ A % bz 
dito 4 300 El. 5 194%, 6. Geraer Bank ...| 5%| 4 91 6. 
dito a 200 Fl. . — 4 8. Hamb. Nord. Bank 5 | 4 97 8. 

poln. Banknoten ..... | — [8734 bz. „ Ver.-Bank De 4 101. 6 

Kurhess. 40 Thlr. ....1— 571, etw. bz.u.B. || Hannov. „ [4] 4 199% 6 

Baden 35 Fl. [—- 131% B Leipziger = 3414 4955 

10 1 
Aetien-Course. en x 4, 4 90% G 
Div.|Z Mein. Creditb..A-| 6 | 4 91 ½ ba 
18610 F Minerva Bgwk.A:| — 5 33 4. 
Oester.Oreditb.A.) 74 | 5 B5A844 47, bz 


Aach.-Düsseld... | 31% 6 87 B. 
33 ba 


Aach.-Mastrieht. | 3½ Pos. Prov.-Bank | 484 13 1 


Amst. Rotterdam. 5%| 4 904% bz.u.G. Preuss. B. Anthl.] 44% B. 
Berg. Märkische 915 1 17 pr Schl. Bank. Ver. . 498 G. 
Berlin.Anhalter | 8%, x 11 = Thüringer Bank | 2% 4 60½ G. 
a 11 4 217ʃ½ rn Weimar. Bank..| 4 | 4 [84 bz. 

erl.-Polsd.- . 7 . 

Berlin-Stettiner 7% 2 — br. a nee 1 
Breslan-Freibrg. | 67/6/4 2. * 2 
Cöln-Mindener 126 340/182 etw. br. u. B. 2 M.|142% bz 
Franz. St.-Eisenb.] 6/s 4 1375 bz. .. 3 = 25 — 
L 3 h. 37 8 857 1 — 
Magd. Halberst., 23% 4 1398 B. . 13 4% br 
Magd.-Wittenbrg. % 4 43, B. 2 M. 80 ½ G. 
7 4 1129 etw. b 8 1.29% b. 
Mecklenburger. 2 4 | f 168% 
Münster-Hammer 408 B. 2 M. 56. 26 bz. 
Neisse-Brieger .. | 3% i 78%, bz. R 5 4 6. 

i schle8. .- -. 99¼ B. 2 M. 7. 
N. Sen. Zweigb. 14% 4 |781% b, Frankfurt a. M... . . |2 M.|56. 28 bz. 
Nordb. (Er. W.) 34 651% à 66 bz. Petersburg ......:... 31. % v 3 Mu. 96 d. 

dito Prior ....| — a, 2 Warschau 8 T. 1000 G. 
Oberschles. A.. 751 ½/159½ bz- Bremen 8 T. II bz 


— — 
e Breslau, 7. Auguſt. Wind: Weit. Wetter]; ſchwül. Thermometer 
Früh 10.“ Wärme. Der Geſchäftsverkehr blieb ruhig, geſuchte Qualitäten 
haben alte Preiſe, angebotene finden wenig Beachtung. 


Weizen ruhiges Geſchäft; pr. 85pfd. werzer 75-90 Sgr., gelber 75— 


87 Sgr. — Roggen ſeſt; pr. Sapfd. 54 —56— 5859 Sgr., ſeinſte Sorten 
über Notiz bezahlt. — Gerſte billiger erlaſſen; vr, 70pfd. 4142 Sgr. 
— Hafer ruhiger; pr. 50pfd. ſchleſiſcher 26—27 , Sgr. — Erbſen wenig 


Frage. — Wicken wenig Frage; 43—44 Sgr. — Rapskuchen 53— 
54 Sgr. — Delfaaten ſeſt. — Schlaglein wenig angeboten, 

Sgr. pr. Schff. Sgr. pr. Schff. 
Weißer Weizen 75—80—90 Erbſe n 47—52—55 
Gabe Weizen 5—80—86 Sgr. pr. Sacka 150 Pfd. Brutto. 
Neuer gelber Weizen ... 76—78—82 Schlag⸗Leinſaat . . . 160—185—210 
Roggen 54—57—60 Winter⸗Raps 190—226—238 
Geſſte EN 3941-44 Winter⸗Rübſen 206—221—233 
e 242730 Sommer⸗Rübſen ... . 190—195— 210 


afer j 3 
Kleeſaat ſchwaches Geſchäft, rothe 8-10—11%—14 Thlr, weitze 9 
bis 11114 16% Thlr., neue 14—17% Thlr., bochf. ungef. bis 19 Thlr. 
i 1 5 A 150 Pfd. netto 2025 Sgr., Meße 1— 1 Sgr. 


Rohes Rüböl behauptet, pr. Ctr. lo 
Spiritus pr. 100 Quart à 80 % Tralles loco 18% Thlr. 


Thlr., Wi 17 2 
hlr., Wintermonate 17 Thlr be 


ofen, 6. Auguſt. Wetter: 
Wise. lose per b. Mona 43% Br., % Gld., Auguſt⸗September 43% Br., 


% Gld., September⸗Oktober 43 Gld., % Br., October⸗November 42% Gld., 
% Br., November ⸗ Dezember 42 * — % bez. und Gld., Dezember» Januar 
2 


Gld. Get. — Ort. Loco per d. Monat 18, — J bez. u. 


Spiritus: matter. 
Gld., September 18%, bez. u. Gld., Ottober 18 bez., November 17% — 7 


bez. u. Br., Dezember 17% bez. u. Br., Januar 1863 17 Gl. 
z. u zember 17% Hartwig Kantorowicz Söhne. 


Der Eiſenbahnzug aus Wien hat in Oeſtr. Oderberg den 
Auſchluß an den Perſonenzug nach Breslau nicht erreicht. 


Breslau, den 7. Auguſt 1882. 5 
Königliches Poſt⸗Amt. Nitſchke. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein (in Vertretun 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. 


1 
e 90, 85. National⸗Anleihe 82, 90. . Er 


tien 197%. | 


R. Schledan) in Breslau 
n e 
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